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Europa rückt seine Verteidigungsfähigkeit mit mehreren Initiativen stärker in den Fokus der politischen 
Agenda, um Investitionen zu steigern und die Zusammenarbeit zu verbessern. Ein Beispiel dafür ist ReArm 

Europe, das darauf abzielt, in den kommenden Jahren zusätzliche Verteidigungsausgaben in Höhe von 800 
Milliarden Euro zu mobilisieren – ein bislang beispielloser Betrag. Unterdessen wurden die 
Verteidigungsmittel im neuen Vorschlag für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen 2028–2034 im 

Vergleich zum vorherigen EU-Haushalt um das Fünffache erhöht. Darüber hinaus stellte die Kommission 
auch das Omnibus-Paket zur Verteidigungsbereitschaft vor, das mehrere Vorschläge umfasst, um den 
Verteidigungssektor von arbeits- und umweltrechtlichen Vorschriften auszunehmen, 

Genehmigungsverfahren zu beschleunigen und die Finanzierung von Verteidigungsausgaben zu 
erleichtern. Schließlich legte die Kommission den Fahrplan für die Verteidigungsbereitschaft 2030 vor, in 

dem Ziele, Etappenziele und Indikatoren festgelegt sind, anhand derer gemessen werden soll, inwieweit 
die Mitgliedstaaten sowie die technologische und industrielle Basis der europäischen Verteidigung (EDTIB) 
in den nächsten fünf Jahren Fortschritte auf dem Weg zur „Verteidigungsbereitschaft“ erzielen.  

 
Laut einer aktuellen Veröffentlichung von SIPRI ist das Volumen der zwischen Staaten transferierten 

Großwaffen zwischen den Zeiträumen 2016–2020 und 2021–2025 um 9,2 Prozent gestiegen. In derselben 
Studie wird hervorgehoben, dass „die Staaten in Europa ihre Waffenimporte mehr als verdreifacht haben 
und damit zur größten Empfängerregion aufgestiegen sind“.  

 
Das Ziel, die Einsatzbereitschaft zu verbessern und die kollektive Sicherheit zu gewährleisten, ist zwar 
legitim, muss jedoch unter uneingeschränkter Achtung der Grundrechte, der sozialen Standards und der 

demokratischen Regierungsführung erfolgen. Höhere Verteidigungsausgaben allein führen nicht 
automatisch zu mehr Frieden oder Stabilität, und eine einseitige Fokussierung auf militärische 

Maßnahmen droht, andere zentrale Sicherheitsdimensionen zu vernachlässigen. Ein Anstieg der 
Militärhaushalte birgt das Risiko, finanzielle Ressourcen von den Investitionen abzuziehen, die für ein 
friedliches und widerstandsfähiges Europa tatsächlich erforderlich sind. 

Mit Werten, die fest in Frieden, Völkerrecht und Multilateralismus verwurzelt sind, fordert industriAll 
Europe auch weiterhin die Deeskalation von Konflikten, die Aushandlung von Waffenstillständen und 

erneute diplomatische Bemühungen. Frieden, die Achtung des Völkerrechts und soziale Gerechtigkeit 
bleiben grundlegende Voraussetzungen für langfristigen Wohlstand und die langfristige Sicherheit 

Europas. Verteidigungsinitiativen müssen zudem nationale Zuständigkeiten respektieren. 

Positionspapier 2026/179 

 
Europas Verteidigung und Sicherheit erfordern 
mehr als militärische Einsatzbereitschaft 
 

https://news.industriall-europe.eu/Article/1226
https://news.industriall-europe.eu/Article/1226
https://news.industriall-europe.eu/Article/1332
https://news.industriall-europe.eu/Article/1305
https://news.industriall-europe.eu/Article/1366
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Die vorliegende Stellungnahme stützt sich auf die im Dezember 2024 verabschiedete Warschauer 
Erklärung sowie auf die grundlegenden gewerkschaftlichen Prinzipien, an die in unserem am 3. Juni 2025 

verabschiedeten Kongressantrag „Industriegewerkschaften – Brückenbauer für Frieden“ und in der vom 
Exekutivausschuss im Mai 2026 verabschiedeten Erklärung erinnert wird. 
 

Europa braucht eine Strategie für die gesamte Industrie, nicht nur für den Verteidigungssektor 
 

Eine starke europäische Industrie ist für die EDTIB von entscheidender Bedeutung.  Die Sektoren Stahl 
sowie Metallerzeugung und -bearbeitung liefern kritische Rohstoffe und unfertige Produkte für die 
Verteidigungsindustrie. Ebenso sind die Chemie- und die Elektronikbranche für die europäische 

Verteidigung von zentraler Bedeutung. All diese Sektoren durchlaufen gerade tiefgreifende 
Umstrukturierungen, die dringend durch ähnliche Unterstützungsmaßnahmen der Kommission flankiert 

werden müssen. Angesichts der zunehmenden politischen Unsicherheit sehen sie sich zudem mit 
Störungen in der Lieferkette konfrontiert. IndustriAll Europe fordert seit vielen Jahren in mehreren 
Positionspapieren eine starke Industriestrategie auf europäischer Ebene (Link: https://news.industriall-

europe.eu/p/position-papers). Eine kohärente Industriestrategie ist von vorrangiger Bedeutung und steht 
an erster Stelle, da die europäische Verteidigungsindustrie darauf angewiesen ist.  Die EU muss in die 
gesamte Wertschöpfungskette investieren, um die Industrieproduktion und damit hochwertige 

Arbeitsplätze in Europa aufrechtzuerhalten.1 
 

IndustriAll Europe fordert deshalb eine umfassende Analyse des Sektors und seiner Lieferkette, gefolgt 
von realistischen Vorschlägen, die von den Beschäftigten unterstützt werden können.  
 

Die aktuellen Vorschläge der Kommission konzentrieren sich hauptsächlich auf die Ankurbelung von 
Investitionen ausschließlich im Verteidigungsbereich. Dies birgt die Gefahr, dass die Mittel hauptsächlich 
für die Beschaffung von leicht verfügbarer Ausrüstung aus Drittstaaten, insbesondere den USA, anstelle 

von in Europa hergestellten Gütern ausgegeben werden. Die Verringerung der Abhängigkeit von US-
Systemen ist jedoch eine besondere Herausforderung, da europäische Hersteller oft hinterherhinken: zum 

einen wegen komplexer kooperativer Entwicklungsphasen aufgrund der „Geo-Return“-Regelung, zum 
anderen aufgrund von Fragmentierung und Wettbewerb auf dem Binnenmarkt. US-Ausrüstung ist 
hingegen leicht verfügbar und entspricht oft dem NATO-Standard. Neben dem vermehrten Einsatz US-

amerikanischer Ausrüstung gibt es nun auch einen Durchbruch von Drittanbietern, insbesondere aus 
Südkorea und der Türkei (etwa 78 % der Beschaffungen wurden bei nicht-europäischen Lieferanten 
getätigt).  

 
Die neuen EU-Initiativen zur Finanzierung der Verteidigung sind für die unmittelbare Zukunft geplant und 

sehen sehr knappe Fristen vor. Dies stellt einen großen Nachteil für die EDTIB dar, die jahrzehntelang mit 
Unterfinanzierung und Fragmentierung zu kämpfen hatte. Eine Erhöhung der Produktionskapazitäten im 
europäischen Verteidigungssektor erfordert den Bau neuer Anlagen, Investitionen in moderne Ausrüstung 

sowie die Einstellung und Weiterbildung von Beschäftigten. All dies benötigt Zeit und dauerhafte, 
langfristige Verpflichtungen. Im Rahmen von ReArm Europe eröffnet die Kommission den Mitgliedstaaten 

die Möglichkeit, die nationale Ausweichklausel zu aktivieren, um Verteidigungsinvestitionen in Höhe von 
bis zu 1,5 % des BIP für die nächsten vier Jahre von den strengen Haushaltsregeln (3 % Defizit,  
Schuldenquote von 60 %) auszunehmen. Der Verteidigungssektor plant allerdings in Zeithorizonten von 

10, 15, 20 Jahren oder länger. Dies gilt auch für den Plan der Europäischen Kommission, bis 2026 200 000 
Beschäftigte und bis 2030 600 000 Beschäftigte für die Rüstungsgüterindustrie umzuschulen. 

 
1 Dies steht im Einklang mit unseren Forderungen zum CID, wie sie in den Positionspapieren dargelegt sind, die in 
der Sitzung des Exekutivausschusses im November 2025 verabschiedet wurden. 

https://news.industriall-europe.eu/Article/1186
https://news.industriall-europe.eu/Article/1186
https://news.industriall-europe.eu/documents/upload/2026/6/639159241912152218_Adopted_-_Draft_resolution_-_Europes_industrial_workers_at_a_crossroad_-_DE.pdf
https://news.industriall-europe.eu/p/position-papers
https://news.industriall-europe.eu/p/position-papers
https://news.industriall-europe.eu/Article/1226
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Technologien mit doppeltem Verwendungszweck – von künstlicher Intelligenz und fortschrittlichen 
Werkstoffen über Satellitensysteme und Quantentechnologien bis hin zu Innovationen in der Luft- und 

Raumfahrt sowie zu Drohnen – sind heute unverzichtbar für die strategische Autonomie und die 
industrielle Stärke Europas. Da diese Technologien sowohl zivilen als auch militärischen Zwecken dienen, 
benötigen sie verlässliche und langfristige Planungssignale statt kurzfristiger, konfliktgetriebener 

Beschaffungszyklen. Die Politik muss daher sicherstellen, dass Verteidigungsausgaben als Hebel für die 
langfristige industrielle Entwicklung wirken, indem sie stabile Investitionen in Anlagen, Kompetenzen und 

technologische Fähigkeiten unterstützt. Dies schließt auch eine Stärkung der breiten industriellen Basis 
Europas ein, insbesondere der Metall-, Chemie- und Elektronikindustrie. Zugleich muss Europa 
harmonisierte Standards und kohärente regulatorische Rahmenbedingungen entwickeln, um 

Fragmentierung zu verringern, kleine und mittlere Unternehmen zu stärken und Wettbewerb zu 
verhindern, der auf der Aushöhlung sozialer oder ökologischer Standards beruht. Gemeinsame technische, 
Ausbildungs- und Sicherheitsstandards erleichtern es Unternehmen und Beschäftigten, sowohl auf zivilen 

als auch auf Verteidigungsmärkten tätig zu sein, und fördern zugleich Mobilität und Innovation innerhalb 
des Dual-Use-Ökosystems. Damit die aktuellen Erhöhungen der Verteidigungsausgaben zu dauerhafter 

industrieller Resilienz führen – und nicht lediglich zu kurzfristigen Aufschwüngen –, bedarf es koordinierter 
europäischer Maßnahmen in den Bereichen Qualifikationen, Finanzierungsinstrumente und 
Industriepolitik, die fest in verbindlichen sozialen und lokalen Konditionalitäten verankert sind. 

 
In der großen Mehrheit der europäischen Ländern kämpft die EDTIB mit Schwierigkeiten bei der 

Gewinnung von Fachkräften und insbesondere jungen Beschäftigten. Die Attraktivität des Sektors hängt 
maßgeblich von der Nachhaltigkeit seiner Beschäftigungsperspektiven ab, die unter jahrzehntelangem 
Investitionsrückstand gelitten haben. Auch die jüngsten Ankündigungen umfangreicher Investitionen 

werden daran kurzfristig wenig ändern – insbesondere dann, wenn sie mit einem Anstieg der 
Waffenimporte aus Drittländern einhergehen. 
 

Gleichzeitig darf die Produktionssteigerung nicht auf Kosten der Arbeitnehmerrechte gehen. Berichten 
nationaler Gewerkschaften zufolge hat die Produktionssteigerung in einigen Ländern bereits zu einem 

erhöhten Druck auf die Beschäftigten geführt. Diese müssen in mehr Teams und Schichten, insbesondere 
in Nachtschichten, arbeiten, wodurch sich die Unfallgefahr insgesamt erhöht. Darüber hinaus meldeten 
sie eine Zunahme bei der Inanspruchnahme von Zeitarbeitskräften. Zeitarbeitskräfte erhalten nur in 

begrenztem Umfang Schulungen und sind weniger mit den Vorschriften für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz vertraut. Dadurch erhöht sich das Unfallrisiko für sie selbst und für 

andere.  

Die Lösung besteht darin, mehr Beschäftigte einzustellen und attraktive, hochwertige Arbeitsplätze zu 

schaffen, statt Ausnahmeregelungen für die Arbeitszeit einzuführen.  Dies ist angesichts der hohen 
Qualifikationsanforderungen in der Branche besonders dringend: Neue Mitarbeiter*innen benötigen eine 
umfassende Einarbeitung am Arbeitsplatz, bevor sie voll einsatzfähig sind. Kurzfristig erhöht dies auch die 

Arbeitsbelastung und den Druck auf erfahrene Beschäftigte, die neben ihren regulären Aufgaben auch 
noch die Neueinsteiger einarbeiten müssen. 
 

Zur Erreichung der EU-Verteidigungsziele bedarf es hochwertiger Arbeitsplätze und attraktiver 
Arbeitsbedingungen, nicht Deregulierung und prekäre Beschäftigungsverhältnisse. Vereinfachung ist 

kein Allheilmittel für die Verwirklichung der neuen Verteidigungsziele der EU. IndustriAll Europe spricht 
sich zwar für die Vereinfachung von „Überregulierung” und den Abbau von Doppelregelungen aus, lehnt 
eine Deregulierung von Arbeits- und Nachhaltigkeitsvorschriften jedoch entschieden ab. Wir sind sehr 

enttäuscht über die Einigung zum Programm für die europäische Verteidigungsindustrie (EDIP), die 
Ausnahmen bei den Arbeitnehmerrechten, insbesondere bei der Arbeitszeit, ermöglicht.  IndustriAll 
Europe hat gemeinsam mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB), dem Europäischen 

https://news.industriall-europe.eu/Article/1393
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Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst (EGÖD) und der Europäischen Transportarbeiter -
Föderation (ETF) einen dringenden Appell gegen den Kompromisstext abgegeben. Leider stieß er jedoch 

auf taube Ohren.  
 
Wir sind zutiefst besorgt über EDIP-Bestimmungen, die für die Herstellung sogenannter 

„krisenrelevanter Verteidigungsgüter“ entlang der gesamten Wertschöpfungskette 
Ausnahmeregelungen bei Arbeitnehmerrechten ermöglichen. Die Bedingungen für die Ausrufung einer 

solchen Krisensituation bleiben vage – sie beziehen sich allgemein auf Störungen des Binnenmarktes – und 
rechtfertigen bei Weitem nicht die Aussetzung grundlegender Arbeitsschutzmaßnahmen. Wir sind uns der 
aktuell schwierigen geopolitischen Lage bewusst. Von einer Notlage, die eine Einschränkung der 

Arbeitnehmerrechte entlang der gesamten Wertschöpfungskette in einer europäischen Verordnung 
rechtfertigen würde, mit der 1,5 Mrd. € für die Verteidigung bereitgestellt werden, sind wir jedoch weit 

entfernt. Wir befürchten, dass sich dieser gefährliche Präzedenzfall in den anstehenden großen 
Verteidigungsdossiers wiederholen könnte, beispielsweise im Omnibus-Paket zur 
Verteidigungsbereitschaft, das unter anderem die Arbeitszeitrichtlinie und REACH betrifft. Anstatt 

Vereinfachungen mit simplen Lösungen zu fördern, sollte die EU den sozialen Dialog in den Vordergrund 
stellen. Denn die Sozialpartner sind am besten in der Lage, Veränderungen im Verteidigungssektor zu 
erfassen und zu antizipieren, um sicherzustellen, dass Standorte und Beschäftigte darauf vorbereitet 

sind. Wir fordern die europäischen Entscheidungsträger*innen auf, verantwortungsbewusster zu handeln 
und die Gewerkschaften zu den anstehenden Dossiers zu konsultieren. Gute Arbeitsbedingungen tragen 

jedenfalls zur Sicherheit bei.  
 
Vor dem Hintergrund schwindender Produktionskapazitäten verlagern einige Unternehmen Teile ihrer 

industriellen Basis in Richtung Rüstungsproduktion. In bestimmten Fällen hat die Umstellung von der 
zivilen auf die militärische Produktion dazu geführt, dass zivile Aktivitäten in Länder außerhalb der EU 
verlagert wurden. Dies ist besonders problematisch, da es unwahrscheinlich ist, dass diese Aktivitäten 

zurückverlagert werden, was zu einem langfristigen Verlust an industriellen Kapazitäten führt. Sich auf den 
Ausbau des Verteidigungssektors zu verlassen, um die Lücken zu schließen, die durch den Rückgang der 

zivilen Fertigung entstehen, wäre politisch kurzsichtig und wirtschaftlich riskant. Stattdessen sollten 
Verteidigungsinitiativen das gesamte industrielle Ökosystem Europas stärken – indem sie hochwertige 
Arbeitsplätze, Innovationsfähigkeit und eine diversifizierte Produktion fördern –, damit die 

Sicherheitspolitik das europäische Sozialmodell und die industrielle Zukunft Europas stärkt, anstatt sie zu 
untergraben. 
 

Die Förderung einer diversifizierten industriellen Produktion wird zunehmend als notwendiger Ansatz 
betrachtet, um bestehende Fähigkeitslücken zu schließen und die strukturelle Widerstandsfähigkeit 

Europas insgesamt zu stärken. Dieser Ansatz ist unerlässlich, da es langfristig weder nachhaltig noch 
politisch oder wirtschaftlich sinnvoll ist, auf eine permanente Eskalation der Verteidigungsausgaben zu 
setzen. 

 

Verteidigungsausgaben sollten zu hochwertigen Arbeitsplätzen in Europa führen   
 
Die Europäische Kommission hat zuletzt einen starken Schwerpunkt auf die Erhöhung der 
Verteidigungsausgaben gelegt, was Fragen nach einer ausgewogenen Förderung anderer zentraler 

Politikbereiche aufwirft. Umso wichtiger bleibt es, dass Europas soziale Ziele sowie der ökologische und 
digitale Wandel weiterhin angemessen finanziert werden. Denn dauerhafter Frieden und Stabilität 
beruhen auf einem soliden wirtschaftlichen Fundament und starkem sozialen Zusammenhalt.  

 
Im Rahmen von ReArm Europe schlägt die Kommission vor, das neue Instrument teilweise mit 93 Mrd. € 

nicht beanspruchter Darlehen der Aufbau- und Resilienzfazilität der EU zu finanzieren, die für grüne und 

https://news.industriall-europe.eu/Article/1385
https://news.industriall-europe.eu/Article/1226
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digitale Investitionen bestimmt waren. Darüber hinaus schlägt die Kommission im Fahrplan für die 
Verteidigungsbereitschaft 2030 vor, Mittel aus dem Kohäsionsfonds für Verteidigungszwecke 

umzuwidmen, und setzt sich damit ausdrücklich über die Warnungen der Gewerkschaften hinweg .  
Unsere Mitgliedsorganisationen in Rumänien haben bestätigt, dass Teile ihrer verbleibenden Mittel aus 
der Aufbau- und Resilienzfazilität sowie Teile der Mittel aus dem Kohäsionsfonds umgeschichtet werden. 

Diese Vorschläge gehen zulasten des sozialen Fortschritts in den abgehängten Regionen Europas, was 
inakzeptabel ist. Wir müssen die Aufwärtskonvergenz in Europa finanzieren, statt die Kluft zu vergrößern 

und unsere soziale Stabilität zu gefährden. Die wachsende Ungleichheit in Europa macht sich an den 
Wahlurnen deutlich bemerkbar. 
 

Angesichts gestiegener Lebenshaltungskosten und einer Sparpolitik sehen sich Industriebeschäftigte in 
ganz Europa mit einer bedrückenden Situation konfrontiert, die zudem von Umstrukturierungen, 
Standortschließungen, Investitionsaufschüben und einer stagnierenden Nachfrage geprägt ist. Allein im 

Automobilsektor sind seit Juni 2024 90 000 Arbeitsplätze verloren gegangen, und 25 % der Unternehmen 
planen in den kommenden Monaten Umstrukturierungen. Unsere jüngste Studie zeigt, dass von 18 

untersuchten Industriezweigen nur die Verteidigungs- sowie die Luft- und Raumfahrtindustrie gut 
performen. Die europäischen Staats- und Regierungschefs müssen sich der Realität in der europäischen 
Industrie bewusst werden, denn diese beiden Sektoren dürfen nicht die einzigen sein, die von staatlicher 

Unterstützung profitieren. Wir brauchen den politischen Willen, alle Sektoren zu unterstützen. Wie bereits 
erläutert, erfordern unsere Verteidigung und Sicherheit einen umfassenden Ansatz, der auf einer 

einheitlichen, proaktiven europäischen Industriepolitik basiert, die über die EDTIB hinausgeht und alle 
Sektoren berücksichtigt, die mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben.  
 

Stattdessen verbreitet die Europäische Kommission nun die alarmierende Botschaft, dass die 
Mitgliedstaaten bei Bedarf Kompromisse zwischen Verteidigungsausgaben und anderen Prioritäten 
eingehen müssen, um die Haushaltsregeln (3 % Defizit, Verschuldungsquote von 60 %) einzuhalten. Die 

EU-Mitgliedstaaten müssen nationale Vierjahres- oder Siebenjahrespläne erstellen, in denen sie darlegen, 
wie sie diese Obergrenzen einhalten wollen. Die Entscheidung über die Kompromisse liegt bei ihnen. 

Angesichts des geringen Wirtschaftswachstums von 1,1 % des BIP im Jahr 2025 und 1,6 % im Jahr 2026 in 
der EU sowie der seit der Corona-Pandemie gestiegenen Haushaltsdefizite haben die Mitgliedstaaten 
jedoch kaum Spielraum. Da die nationale Ausweichklausel (NEC) nur für Verteidigungsausgaben aktiviert 

wurde, befürchten wir, dass dies zulasten der von der Gewerkschaftsbewegung vertretenen Interessen 
gehen wird. Die NEC-Aktivierung darf nicht auf den Verteidigungsbereich beschränkt bleiben. Nur so 
können alle notwendigen Investitionen mit sozialen Auflagen  ermöglicht werden, um die von Draghi 

aufgezeigten Lücken zu schließen. Zudem kann so die Nachfrage angekurbelt, die Infrastruktur 
modernisiert, bezahlbare und saubere Energie bereitgestellt und der soziale Fortschritt gefördert werden. 

Dies ist besonders wichtig, da der Fiskalmultiplikator von Verteidigungsausgaben sehr niedrig ist.  
Beispielsweise generiert jeder Euro, der in die Infrastruktur investiert wird, etwa 2 Euro an Wertschöpfung, 
im Bildungsbereich etwa 3 Euro. Demgegenüber liegt der Multiplikatoreffekt bei Verteidigungsausgaben 

nur bei etwa 0,50 €.2   
 
Soziale Auflagen und Local-Content-Anforderungen für alle öffentlichen Mittel sind von grundlegender 

Bedeutung, um sicherzustellen, dass die enormen Verteidigungsausgaben die EDTIB unterstützen und 
an Unternehmen fließen, die die Arbeitnehmerrechte achten. Der Begriff „Local Content“ sollte sorgfältig 

definiert werden, wobei der transnationale Charakter der industriellen Lieferketten und ihre Rolle bei der 
Förderung einer friedlichen wirtschaftlichen Integration auf dem gesamten Kontinent zu berücksichtigen 
sind. Zusätzlich zu den Ländern, die Teil des Binnenmarktes sind (EU- und EFTA-Mitgliedstaaten), sollten 

 
2 European Money and Finance Forum (Juli 2025) 
 

https://news.industriall-europe.eu/Article/1366
https://news.industriall-europe.eu/Article/1366
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auch die Kandidatenländer als Teil des „Buy European“-Raums betrachtet werden, sofern strenge 
Vorschriften Sozial- und Umweltdumping verhindern. Ebenso sollten Produkte, die den Ursprungsregeln 

des Handels- und Kooperationsabkommens zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich 
entsprechen, als europäisch angesehen werden. Die Ausweitung des Anwendungsbereichs von „Buy 
European“ muss jedoch mit Bedingungen der sozialen und ökologischen Gegenseitigkeit einhergehen.  

 
Europäische Konzerne erleben derzeit einen beispiellosen Wachstumszyklus, der mittelfristig andauern 

dürfte.  
 

 

Forderungen von industriAll Europe 
 

 

• Die EU muss ein umfassenderes Konzept der gemeinsamen Verteidigung und Sicherheit 
annehmen, das über militärische Einsatzbereitschaft hinausgeht und auch wirtschaftliche 
Sicherheit und soziale Stabilität einschließt. Darüber hinaus muss die industrielle Bereitschaft 

auf stabiler Beschäftigung, hochwertigen Arbeitsplätzen, hohen Gesundheits- und 
Sicherheitsstandards und Beschäftigungswachstum basieren. In diesem Sinne sollte jede 

Produktionssteigerung durch die erforderlichen Finanzmittel, Schulungsmöglichkeiten und 
verbesserte Arbeitsbedingungen unterstützt werden. Frieden, Demokratie und Völkerrecht 
müssen die Leitmotive der Politikgestaltung bleiben. 

 

• Höhere Verteidigungsausgaben auf nationaler und europäischer Ebene sollten nicht zu 
vermehrten Waffenimporten aus Drittländern führen, sondern der europäischen 
Verteidigungsindustrie zugutekommen. 

 

• Die Aktivierung der nationalen Ausweichklausel muss über den Verteidigungsbereich 
hinausgehen, um die notwendigen Investitionen in allen Industriezweigen sowie die 

Verwirklichung der sozialen, ökologischen und digitalen Ziele Europas zu ermöglichen.  
 

• Öffentliche Mittel für Verteidigungs- und Sicherheitsinitiativen dürfen nicht zulasten sozialer 
Ziele gehen und auch nicht die Fähigkeit der Mitgliedstaaten beeinträchtigen, in den digitalen 
und ökologischen Wandel zu investieren. 

 

• Öffentliche Mittel und die Vergabe öffentlicher Aufträge müssen an soziale Auflagen und 
Local-Content-Anforderungen geknüpft werden, einschließlich der Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze und verbindlicher Verpflichtungen zu Aus- und Weiterbildung. Öffentliche 
Investitionen, Regulierung und Industriestrategie sollten Vorsorge und Abschreckung 

belohnen.  
 

• Vereinfachung darf nicht mit einer arbeits- oder umweltrechtlichen Deregulierung 
einhergehen. Die Gewerkschaften lehnen insbesondere Bestrebungen ab, 
Ausnahmeregelungen bei der Arbeitszeit zuzulassen oder Sicherheits- und 

Gesundheitsschutzvorschriften zu lockern. Notfälle sollten klar definiert und streng begrenzt 
sein. Es sollten keine Abweichungen von den Arbeitsnormen gewährt werden, ohne dass zuvor 
Verhandlungen mit den Sozialpartnern stattgefunden haben. 

 

• Dem sozialen Dialog muss Vorrang eingeräumt werden, da die Sozialpartner am besten in der 
Lage sind, Veränderungen im Verteidigungssektor zu erfassen und zu antizipieren, um zu 
gewährleisten, dass Standorte und Beschäftigte darauf vorbereitet sind.   Es gilt sicher zu 
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stellen, dass Investitionen im Verteidigungssektor durch nachhaltige und faire öffentliche 
Finanzierungsmechanismen gestützt werden, die den sozialen Zusammenhalt und die 

Unterstützung der Öffentlichkeit wahren und eine Abhängigkeit von Sparmaßnahmen oder eine 
übermäßige Abhängigkeit von Finanzmärkten und ausländischen Akteuren vermeiden. Zugleich 
ist eine verstärkte Standardisierung notwendig, um die Fragmentierung künftiger Investitionen 

in die EDTIB zu verringern. 
 

• Wir brauchen faire und inclusive Investitionen in ganz Europa, um sicherzustellen, dass alle 
Regionen profitieren, dass bestehende Arbeitsplätze gesichert und neue Arbeitsplätze in der 
gesamten EU geschaffen werden. Dies erfordert einen gleichberechtigten Zugang zu EU-

Fördermitteln und öffentlichen Aufträgen, um durch Zusammenarbeit und groß angelegte 
Programme die lokale Produktion, die technologische Entwicklung und die Einbindung aller 
Regionen als Partner in die industrielle Wertschöpfungskette zu fördern. Investitionen in 

Kapazitäten, Zertifizierung und Kompetenzen sind unerlässlich.   
 

 

 


